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DGI6-11032/35#33  Stand: 07.08.2018 

 

 

Hinweise zum Vergaberecht für Zuwendungsempfänger 

 

Nach den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen (ANBest) müssen 

institutionell und projektbezogen geförderte Zuwendungsempfänger ab einem be-

stimmten Zuwendungsbetrag das sog. nationale Vergaberecht beachten.1 Das be-

deutet, dass Aufträge nur nach festgelegten Regeln an Dritte vergeben werden dür-

fen.2 Nationales Vergaberecht ist in der Regel anzuwenden, wenn die Zuwendung 

oder - bei Finanzierung durch mehrere Stellen - der Gesamtbetrag der Zuwendung 

mehr als 100.000 Euro beträgt.3 

 

Die nachstehenden Hinweise sollen den Zuwendungsempfängern des BMI und sei-

ner Geschäftsbereichsbehörden einen Überblick über die Grundsätze des Vergabe-

rechts und das Vergabeverfahren im Bereich der Liefer- und Dienstleistungen geben. 

Dabei beschränkt sich die Darstellung auf das nationale Vergaberecht.4 Die Vergabe 

von Bauaufträgen wird nicht behandelt.5 Die nachfolgenden Ausführungen erheben 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit und können die Lektüre der vergaberechtlichen 

Vorschriften nicht ersetzen. Im Zweifel sollte sachkundige interne oder externe Bera-

tung hinzugezogen werden.

                                            
1
 Nr. 3.1 ANBest-I und ANBest-P. Die ANBest sind gemäß Nr. 5.1 der VV zu § 44 BHO Bestandteil des Zuwen-

dungsbescheids.  
2
 Bei Liefer- und Dienstleistungen ist die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) anzuwenden. Für die Vergabe 

von Bauleistungen gilt Abschnitt 1 von Teil A der Vergabe und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A). 
3
 Im Zuwendungsbescheid kann gemäß Nr. 5.3.5 VV zu § 44 BHO auch eine höhere Wertgrenze festgelegt sein.  

4
 Unabhängig von der Anordnung im Zuwendungsbescheid können Zuwendungsempfänger kraft Gesetz zur 

Anwendung des sog. EU-Vergaberechts verpflichtet sein (siehe Nr. 3.2 ANBest-I und ANBest-P). In diesem Fall 
werden die Vorschriften des nationalen Vergaberechts von denen des EU-Vergaberechts überlagert. Das EU-
Vergaberecht ist Wettbewerbsrecht und als solches im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
geregelt. Die GWB-Vorschriften werden durch verschiedene Rechtsverordnungen ergänzt. Im Bereich der Liefer- 
und Dienstleistungen ist insbesondere die Vergabeverordnung (VgV) zu berücksichtigen.  

Der Zuwendungsempfänger muss EU-Vergaberecht anwenden, wenn er öffentlicher Auftraggeber im Sinne des 
§ 99 GWB ist, ein öffentlicher Auftrag im Sinne des § 103 Abs. 1 GWB vorliegt und der geschätzte Auftragswert 
den maßgeblichen EU-Schwellenwert gemäß § 106 GWB erreicht oder überschreitet. Öffentliche Auftraggeber 
sind insbesondere juristische Personen des privaten Rechts, die zu dem besonderen Zweck gegründet wurden, 
im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art zu erfüllen, und die überwiegend durch die 
öffentliche Hand finanziert werden. Bei einem öffentlichen Auftrag handelt es sich um einen entgeltlichen Vertrag 
über Liefer- oder Dienstleistungen zwischen einem öffentlichen Auftraggeber und einem Unternehmen. Die EU-
Schwellenwerte werden von der  Europäischen Kommission periodisch festgelegt. Im allgemeinen Liefer- und 
Dienstleistungsbereich beträgt der EU-Schwellenwert aktuell 221.000 Euro ohne Umsatzsteuer. Die aktuell 
gültigen Schwellenwerte sind im Internet abrufbar über https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/oeffentliche-
auftraege-und-vergabe.html. 
5
 Nähere Erläuterungen und Anwendungshinweise zum Bauvergaberecht können dem „Vergabehandbuch des 

Bundes“ entnommen werden. Das Vergabehandbuch ist über https://www.vob-online.de/de/vob-
materialsammlung/vergabehandbuch-des-bundes abrufbar. Darüber hinaus sind die Richtlinien für die Durchfüh-
rung von Zuwendungsbaumaßnahmen (RZBau) hilfreich, abrufbar unter https://www.fib-
bund.de/Inhalt/Richtlinien/RZBau.  
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I. Vergaberechtliche Grundsätze 

 

Das tragende Prinzip des Vergaberechts ist die Beschaffung im Wettbewerb. Alle 

zueinander im Wettbewerb stehenden potenziellen Anbieter sollen in einem Verga-

beverfahren in die Lage versetzt werden, sich gleichberechtigt um den Auftrag zu 

bewerben. Dieses Verfahren bietet nicht nur Vorteile für die Anbieter, sondern auch 

für den Auftraggeber: Er kommt der wirtschaftlichen Verwendung der Haushaltsmittel 

nach und verschafft sich eine Übersicht über den Markt, also über die Produkte, die 

Anbieter und deren Preise. 

 

Ein weiteres wichtiges Prinzip ist der Schutz mittelständischer Interessen. Diese sind 

beim öffentlichen Einkauf vornehmlich zu berücksichtigen. Leistungen müssen 

grundsätzlich in der Menge aufgeteilt (Mengenlose) und getrennt nach Art oder 

Fachgebiet (Fachlose) vergeben werden.6 

 

Durch die Vergaberechtsreform 2016/2017 wurden soziale und umweltbezogene As-

pekte (Nachhaltigkeitsaspekte) im öffentlichen Einkauf gestärkt. Die Bundesregierung 

sieht im öffentlichen Einkauf eine wesentliche Möglichkeit, derartige Belange zu för-

dern. Dieser Ansatz liegt dem „Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit“ der Bundesre-

gierung zugrunde. Danach sollen Nachhaltigkeitsaspekte bei der Beschaffung soweit 

wie möglich berücksichtigt werden.7  

 

II. Verfahrensarten 

 

Im Anwendungsbereich des nationalen Vergaberechts8 hat der Zuwendungsempfän-

ger ein Wahlrecht zwischen der Öffentlichen Ausschreibung und der Beschränkten 

Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb9. Unter bestimmten Voraussetzungen ist 

eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder eine Verhand-

lungsvergabe (vormals „freihändige Vergabe“) mit oder ohne Teilnahmewettbewerb 

zulässig.10 

                                            
6
 § 22 Abs. 1 S. 1 UVgO. Projektgeförderte Zuwendungsempfänger sind zur Aufteilung nach Losen nicht 

verpflichtet. Dies folgt aus Nr. 3.1 ANBest-P. Im Übrigen kann auf eine Losvergabe verzichtet werden, wenn 
wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern (§ 22 Abs. 1 S. 2 UVgO). 
7
 https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2015/04/2015-04-30-massnahmenprogramm-

nachhaltigkeit.html. Nähere Informationen stellt die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) zur 
Verfügung: http://www.nachhaltige-beschaffung.info. 
8
 Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf das nationale Vergaberecht.  

9
 § 8 Abs. 2 S. 1 UVgO. 

10
 § 8 Abs. 2 S. 2 i.V.m. Abs. 3 und 4 UVgO. 
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1. Öffentliche Ausschreibung 

 

Bei der Öffentlichen Ausschreibung wird eine unbeschränkte Anzahl von Unterneh-

men öffentlich zu Abgabe von Angeboten aufgefordert.11 Hierzu ist eine Auftragsbe-

kanntmachung im Internet zu veröffentlichen.12 Jedes interessierte Unternehmen 

kann ein Angebot abgeben.13 Es handelt sich um ein einstufiges Verfahren, d.h. die 

Eignung der Bieter und das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen werden nicht in 

einem vorgeschalteten Teilnahmewettbewerb, sondern auf derselben Stufe wie die 

Angebote geprüft. Verhandlungen über die Angebote sind unzulässig.14 

 

2. Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 

 

Bei der Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb wird auf der ersten 

Stufe eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmern im Rahmen eines Teilnahme-

wettbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert. 15Hierzu ist 

eine Auftragsbekanntmachung im Internet zu veröffentlichen.16 Dabei kann jedes in-

teressierte Unternehmen einen Teilnahmeantrag abgeben.17 Auf der zweiten Stufe 

werden diejenigen Unternehmen, deren Eignung im Rahmen des Teilnahmewettbe-

werbs festgestellt worden ist und bei denen keine Ausschlussgründe vorliegen, zur 

Abgabe von Angeboten aufgefordert.18 Verhandlungen über die Angebote sind unzu-

lässig.19 

                                            
11

 § 9 Abs. 1 S. 1 UVgO. 
12

 §§ 27, 28 UVgO. Nach § 28 Abs. 1 S. 3 UVgO müssen Auftragsbekanntmachungen zentral über die Suchfunk-
tion des Internetportals www.bund.de ermittelt werden können. Für Zuwendungsempfänger gilt dies aber nur im 
Fall der institutionellen Förderung. Projektgeförderte Zuwendungsempfänger sind nach Nr. 3.1 ANBest-P von der 
Vorgabe, die Auffindbarkeit der Bekanntmachung über www.bund.de sicherzustellen, befreit. 
13

 § 9 Abs. 1 S. 2 UVgO. 
14

 § 9 Abs. 2 S. 2 UVgO. 
15

 § 10 Abs. 1 S. 1 UVgO. 
16

 §§ 27, 28 UVgO. Nach § 28 Abs. 1 S. 3 UVgO müssen Auftragsbekanntmachungen zentral über die Suchfunk-
tion des Internetportals www.bund.de ermittelt werden können. Für Zuwendungsempfänger gilt dies aber nur im 
Fall der institutionellen Förderung. Projektgeförderte Zuwendungsempfänger sind nach Nr. 3.1 ANBest-P von der 
Vorgabe, die Auffindbarkeit der Bekanntmachung über www.bund.de sicherzustellen, befreit. 
17

 § 10 Abs. 1 S. 2 UVgO. 
18

 § 10 Abs. 2 S. 1 UVgO. 
19

 § 10 Abs. 3 i.V.m. 9 Abs. 2 S. 2 UVgO. 
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3. Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb 

 

Bei der Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb wird der Auftrag in 

einem einstufigen Verfahren nach Aufforderung einer beschränkten Zahl von Unter-

nehmen zur Angebotsabgabe vergeben.20 Verhandlungen über die Angebote sind 

unzulässig.21 

 

4. Verhandlungsvergabe 

 

Bei der Verhandlungsvergabe (vormals „freihändige Vergabe“) werden, ggf. nach 

Durchführung eines Teilnahmewettbewerbs, ausgewählte Unternehmen zur Ange-

botsabgabe aufgefordert.22 Wird ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt, ist eine Auf-

tragsbekanntmachung im Internet zu veröffentlichen.23  

 

Bei der Verhandlungsvergabe besteht die Möglichkeit, aber nicht die Pflicht, über den 

Angebotsinhalt zu verhandeln. Sofern kein Bedürfnis für Verhandlungen besteht, ins-

besondere weil die Leistungsanforderungen abschließend festgelegt sind, kann die 

Zuschlagsentscheidung direkt getroffen werden. Dies setzt allerdings voraus, dass 

sich der Auftraggeber diese Möglichkeit in der Auftragsbekanntmachung, den Verga-

beunterlagen oder bei der Aufforderung zur Angebotsabgabe vorbehalten hat. 

 

Wird eine Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb durchgeführt, sind meh-

rere, grundsätzlich mindestens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe 

oder zur Teilnahme an Verhandlungen aufzufordern. Es soll zwischen den Unter-

nehmen, die zur Abgabe eines Angebots oder zur Teilnahme an Verhandlungen auf-

gefordert werden, gewechselt werden. Dies gilt nicht in den Fällen, in denen eine 

Verhandlungsvergabe mit nur einem Unternehmen zulässig ist.24  

                                            
20

 § 11 Abs. 1 und 2 UVgO. 
21

 § 11 Abs. 3 i.V.m. 9 Abs. 2 S. 2 UVgO. 
22

 § 12 UVgO.  
23

 §§ 27, 28 UVgO. Nach § 28 Abs. 1 S. 3 UVgO müssen Auftragsbekanntmachungen zentral über die Suchfunk-
tion des Internetportals www.bund.de ermittelt werden können. Für Zuwendungsempfänger gilt dies aber nur im 
Fall der institutionellen Förderung. Projektgeförderte Zuwendungsempfänger sind nach Nr. 3.1 ANBest-P von der 
Vorgabe, die Auffindbarkeit der Bekanntmachung über www.bund.de sicherzustellen, befreit 
24

 §  8 Abs. 4 Nr. 9 bis 14 UVgO. 
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III. Direktauftrag 

 

Für Leistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 1.000 Euro ohne 

Umsatzsteuer kann ein sog. Direktauftrag erteilt werden.25 Bei dem Direktauftrag 

handelt es sich nicht um ein Vergabeverfahren.  

 

Beim Direktauftrag können Leistungen unter Berücksichtigung der Haushaltsgrund-

sätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beschafft werden. Es besteht insbeson-

dere keine Verpflichtung, formale Angebote einzuholen. Typische Fälle sind der Bar-

kauf im örtlichen Fachgeschäft und die Bestellung im Internetversandhandel. Es soll 

jedoch zwischen den beauftragten Unternehmen gewechselt werden.  

 

Auch beim Direktauftrag sind der Nachweis der Wirtschaftlichkeit (z.B. durch formlo-

se Preisvergleiche) zu führen und der Vorgang in seinen Grundzügen zu dokumen-

tieren (bei Internetbestellungen z.B. über Bestätigungs-Emails oder Screenshots von 

Vergleichsportalen). 

 

IV. Freiberufliche Leistungen 

 

Im Anwendungsbereich des nationalen Vergaberechts können freiberufliche Leistun-

gen, z.B. allgemeine Rechtsberatungsleistungen, ohne förmliches Vergabeverfahren 

vergeben werden. Die Vergabe unterliegt keinen besonderen Vorgaben.26 Bei der 

Vergabe ist jedoch so viel Wettbewerb zu schaffen, wie dies nach der Natur des Ge-

schäfts oder nach den besonderen Umständen möglich ist. Im Regelfall sollten meh-

rere Vergleichsangebote eingeholt und zwischen den Auftragnehmern gewechselt 

werden. 

                                            
25

 § 14 UVgO. 
26

 § 50 UVgO. Anders verhält es sich im EU-Vergaberecht, in dem freiberufliche Leistungen grundsätzlich den 
allgemeinen Vorschriften unterliegen und daher in der Regel in einem Vergabeverfahren zu vergeben sind.  
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V. Rahmenvereinbarungen 

Rahmenvereinbarungen sind ein besonderes Instrument in Vergabeverfahren.27 Mit 

Rahmenvereinbarungen können die Bedingungen für Einzelaufträge festgelegt wer-

den, die während eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen. Rahmenver-

einbarungen werden grundsätzlich im Wege eines Vergabeverfahrens vergeben. Auf 

einer Rahmenvereinbarung beruhende Einzelaufträge (Leistungsabrufe) werden ent-

sprechend den in der Rahmenvereinbarung festgelegten Bedingungen erteilt. Ist die 

Rahmenvereinbarung mit nur einem Unternehmen geschlossen, ist für den Leis-

tungsabruf kein erneutes Vergabeverfahren erforderlich. Es dürfen aber keine we-

sentlichen Änderungen an den bereits festgelegten Bedingungen vorgenommen 

werden. 

Das BMI und seine Geschäftsbereichsbehörden bündeln ihren Bedarf an Standard-

produkten mit anderen Bundesressorts im Kaufhaus des Bundes (KdB).28 Die Rah-

menvereinbarungen werden vom Beschaffungsamt des Bundesministeriums des In-

nern (BeschA) und den anderen Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes in zuge-

wiesenen Produktgruppen geschlossen und anschließend auf einer elektronischen 

Bestellplattform bereitgestellt. Grundlage der Rahmenvereinbarungen sind Bedarfs-

erhebungen, die bei allen im KdB registrierten Behörden und Einrichtungen (Bedarfs-

träger) durchgeführt werden. Mit Bundesmitteln geförderte Zuwendungsempfänger 

dürfen die Rahmenvereinbarungen im KdB mitnutzen, wenn sie im KdB registriert 

sind und sich an der Bedarfserhebung für die jeweilige Rahmenvereinbarung beteiligt 

haben.29 

Die Ausschreibung der Rahmenvereinbarungen durch das BeschA und die anderen 

Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes gewährleistet eine rechtskonforme 

Vergabe. Bei einem Leistungsabruf wird daher zugunsten des Bedarfsträgers vermu-

tet, dass die vergaberechtlichen Vorschriften eingehalten worden sind, sofern eine 

Berechtigung zum Leistungsabruf besteht.  

Zuwendungsempfänger des BMI und seiner Geschäftsbereichsbehörden, die zum 

KdB zugelassen sind und eigene Bedarfe für eine Rahmenvereinbarung gemeldet 

haben, sind zur Nutzung der jeweiligen Rahmenvereinbarung verpflichtet. Die Ver-

pflichtung besteht auch dann, wenn die Leistung von einem dritten Unternehmen 

günstiger angeboten wird. Eine alternative Bedarfsdeckung ist nicht zulässig.30 

                                            
27

 Zu Rahmenvereinbarungen im Einzelnen: § 103 Abs. 5 GWB, § 21 VgV und § 15 UVgO. 
28

 Für weitere Informationen siehe http://www.kdb.bund.de.  
29

 Die aktuellen Zugangsvoraussetzungen für das KdB sind auf http://www.kdb.bund.de veröffentlicht.  
30

 Die Nutzungsbedingungen für das KdB sind über http://www.kdb.bund.de abrufbar. 
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VI. Die wichtigsten Fälle einer Verhandlungsvergabe  

 

Im Anwendungsbereich des nationalen Vergaberechts kann unter bestimmten Vo-

raussetzungen eine Verhandlungsvergabe (vormals „freihändige Vergabe“) ohne 

Teilnahmewettbewerb durchgeführt werden. Aufgrund des Ausnahmecharakters sind 

die Vorschriften, die eine Verhandlungsvergabe erlauben, eng auszulegen. Eine ana-

loge Anwendung über den Wortlaut der Vorschriften hinaus ist ausgeschlossen.  

 

Folgende Fälle sind hervorzuheben: 

 

1. Die Verhandlungsvergabe ist durch Ausführungsbestimmungen des zu-

ständigen Bundesministeriums bis zu einem bestimmten Höchstwert zu-

gelassen 

 

Eine Verhandlungsvergabe ist bis zu einem bestimmten, durch ministerielle Ausfüh-

rungsbestimmungen festgelegten Auftragswert zulässig.31 Für das BMI und seinen 

Geschäftsbereich gilt ein Höchstwert (Wertgrenze) von 25.000 Euro ohne Umsatz-

steuer.32 Beschaffungsmaßnahmen, bei denen der geschätzte Auftragswert diesen 

Betrag nicht erreicht oder überschreitet, können im Wege der Verhandlungsvergabe 

ohne Teilnahmewettbewerb durchgeführt werden. Hierbei sind mehrere, grundsätz-

lich mindestens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern. 

 

2. Die Leistungen dienen der Erfüllung wissenschaftlich-technischer Fach-

aufgaben 

 

Dieser Ausnahmetatbestand33 soll insbesondere Forschungseinrichtungen mehr 

Freiraum verschaffen. Die Beschaffung muss wissenschaftlich- technische Fachauf-

gaben betreffen, die nicht der Aufrechterhaltung des allgemeinen Dienstbetriebs und 

der Infrastruktur einer Dienststelle des Auftraggebers dienen. Hierbei sind mehrere, 

grundsätzlich mindestens drei geeignete Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzu-

fordern.

                                            
31

 § 8 Abs. 4 Nr. 17 UVgO. 
32

 Die Bundesressorts haben jeweils eigene Höchstgrenzen festgelegt. Bei Förderung durch mehrere Zuwen-
dungsgeber des Bundes ist die niedrigste Wertgrenze maßgeblich.  
33

 § 8 Abs. 4 Nr. 6 UVgO. 
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3. Die Leistung kann nur von einem bestimmten Unternehmen erbracht oder 

bereitgestellt werden 

 

Diese Ausnahme34 umfasst Fälle, bei denen faktisch oder rechtlich nur ein Unter-

nehmen für die zu erbringende Leistung in Betracht kommt, so dass der Versuch, 

einen Wettbewerb zu veranstalten, zu nicht mehr als einem Angebot führen würde. 

Dies betrifft faktische Angebotsmonopole, d.h. das Unternehmen ist der einzige An-

bieter der zu beschaffenden Leistung auf dem Markt, oder den Fall gewerblicher 

Schutzrechte zugunsten eines bestimmten Unternehmens, es sei denn, der Auftrag-

geber oder andere Unternehmen sind zur Nutzung dieser Rechte befugt.  

 

4. Die ursprüngliche Leistung soll teilweise erneuert oder erweitert werden 

 

Eine Beschaffung zusätzlicher Leistungen vom ursprünglichen Auftragnehmer kann 

zulässig sein, wenn dies zur Erneuerung oder Erweiterung bereits erbrachter Leis-

tungen dient.35 Es darf sich jedoch nur um eine teilweise Erneuerung oder Erweite-

rung der ursprünglichen Leistung handeln. Weitere Voraussetzung ist, dass bei ei-

nem Wechsel des Auftragnehmers eine Leistung mit anderen technischen Merkma-

len gekauft werden müsste und dies eine technische Unvereinbarkeit oder unverhält-

nismäßige technische Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit sich bringen 

würde. Lassen sich derartige Inkompatibilitäten oder Gebrauchs- und Wartungs-

schwierigkeiten nicht belegen, muss eine Vergabe im Wettbewerb erfolgen, sofern 

die Leistung nicht nach anderen Ausnahmevorschriften an den ursprünglichen Auf-

tragnehmer vergeben werden kann.36  

 

5. Eine vorteilhafte Gelegenheit führt zu einer wirtschaftlicheren Beschaf-

fung, als dies bei Durchführung einer Öffentlichen oder Beschränkten 

Ausschreibung der Fall wäre 

 

Der Begriff „vorteilhafte Gelegenheit“ ist eng auszulegen; die Wahrnehmung einer 

vorteilhaften Gelegenheit muss zu einer wirtschaftlicheren Beschaffung führen, als 

diese bei der Anwendung der Öffentlichen oder der Beschränkten Ausschreibung der 

Fall wäre.37 Dies kann der Fall sein, wenn Liefer- oder Dienstleistungen zu beson-

                                            
34

 § 8 Abs. 4 Nr. 10 UVgO. 
35

 § 8 Abs. 4 Nr. 12 UVgO. 
36

 Bei geringfügigen Nachbestellungen kann ggf. ganz auf ein Vergabeverfahren verzichtet werden. Dies setzt 
voraus, dass sich der Gesamtcharakter des Auftrags nicht ändert und der Wert der Änderung nicht mehr als 20 
Prozent des ursprünglichen Auftrags beträgt (§ 47 Abs. 2 S. 1 UVgO). Bei mehreren aufeinander folgenden Ände-
rungen kommt es auf den Gesamtwert der Änderungen an (§ 47 Abs. 2 S. 2 UVgO). 
37

 § 8 Abs. 4 Nr. 14 UVgO. 



9 

 

ders günstigen Bedingungen bei Lieferanten, die ihre Geschäftstätigkeit einstellen, 

oder bei Insolvenzverwaltern oder Liquidatoren im Rahmen eines Insolvenz-, Ver-

gleichs- oder sonstigen Ausgleichsverfahrens erworben werden, oder wenn die 

Dienstleistung zu besonders günstigen Bedingungen bei Unternehmen erworben 

werden, weil die Unternehmen staatliche Zuwendungen erhalten haben (Kofinanzie-

rung).38 

 

VII. Teilnahmeanträge und Angebote 

 

Für die Übermittlung, Aufbewahrung und Öffnung der Teilnahmeanträge und Ange-

bote gilt im Anwendungsbereich des nationalen Vergaberechts Folgendes:  

 

1. Übermittlung der Teilnahmeanträge und Angebote 

 

Projektgeförderte Zuwendungsempfänger können den Übermittlungsweg für die Teil-

nahmeanträge und Angebote frei wählen.39 Die Teilnahmeanträge und Angebote 

können mithilfe elektronischer Mittel (d.h. unter Nutzung informationstechnischer 

Systeme, z.B. von e-Vergabeplattformen), auf dem Postweg, durch Telefax, auf ei-

nem anderen geeigneten Weg (z.B. durch die persönliche Übergabe in Papierform 

oder durch einfache E-Mail ggf. mit PDF- oder sonstigen Anlagen) oder durch Kom-

bination dieser Mittel erfolgen. 

 

Für institutionelle Zuwendungsempfänger gelten die allgemeinen Bestimmungen des 

nationalen Vergaberechts. Dies bedeutet:  

 Bei Auftragswerten bis 25.000 Euro ohne Umsatzsteuer oder bei einer Be-

schränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder einer Verhandlungs-

vergabe ohne Teilnahmewettbewerb kann der Übermittlungsweg für die Teil-

nahmeanträge und Angebote frei gewählt werden.40  

 In allen anderen Fällen besteht die Wahlfreiheit bezüglich des Übermittlungswe-

ges nur noch übergangsweise: Ab dem 01.01.2019 müssen Bieter und Bewerber 

die Möglichkeit haben, Angebote und Teilnahmeanträge mithilfe elektronischer 

Mittel einzureichen. Dies setzt voraus, dass der Zuwendungsempfänger geeigne-

te informationstechnische Systeme zur Durchführung des Vergabeverfahrens 

                                            
38

 Siehe die amtlichen Erläuterung zu § 8 Abs. 4 Nr. 14 UVgO (Erläuterungen des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie zur Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017, BAnz AT 07.02.2017 B2). 
39

 § 38 Abs. 1 UVgO. Nach Nr. 3.1 ANBest-P sind projektgeförderte Zuwendungsempfänger zur Anwendung des 
§ 38 Abs. 2 bis 4 UVgO nicht verpflichtet. 
40

 § 38 Abs. 4 i.V.m. Abs. 1 UVgO. 
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vorhält.41 Insoweit kommt insbesondere die Nutzung von kommerziellen e-

Vergabeplattformen in Betracht. Ab dem 01.01.2020 ist die elektronische Durch-

führung des Vergabeverfahrens grundsätzlich verpflichtend, d.h. die Übermittlung 

der Angebote und Teilnahmeanträge darf nur noch mithilfe elektronischer Mittel 

(d.h. über e-Vergabeplattformen) erfolgen. Andere Übermittlungswege sind nach 

diesem Stichtag grundsätzlich nicht mehr zugelassen.42  

 

2. Aufbewahrung der Teilnahmeanträge und Angebote 

 

Bei der Aufbewahrung der Teilnahmeanträge und Angebote ist Folgendes zu beach-

ten43:  

 Auf dem Postweg und direkt übermittelte Teilnahmeanträge und Angebote sind 

ungeöffnet zu lassen, mit Eingangsvermerk zu versehen und bis zur Öffnung un-

ter Verschluss zu halten.  

 Mittels Telefax übermittelte Teilnahmeanträge und Angebote sind ebenfalls ent-

sprechend zu kennzeichnen und auf geeignete Weise unter Verschluss zu hal-

ten.  

 Per E-Mail übermittelte Teilnahmeanträge und Angebote sind in geeigneter Form 

zu registrieren oder zu kennzeichnen bzw. in einem separaten E-Mail-Ordner zu 

speichern. Dazu kann es hilfreich sein, eine Funktions-Email-Adresse vorzuge-

ben. Wenn auf diese E-Mail-Adresse eine E-Mail eingeht, kann diese automa-

tisch in einen gesonderten Ordner geleitet werden.  

 Mithilfe elektronischer Mittel eingereichte Teilnahmeanträge und Angebote sind 

nach Eingang auf geeignete Weise zu kennzeichnen und verschlüsselt zu spei-

chern. 

 

3. Öffnung der Teilnahmeanträge und Angebote  

 

Vom Inhalt der Teilnahmeanträge und Angebote darf grundsätzlich erst nach Ablauf 

der Angebots- bzw. Teilnahmefrist Kenntnis genommen werden.44 Für die Öffnung 

der Angebote gilt, dass diese grundsätzlich von mindestens zwei Vertretern des Auf-

traggebers gemeinsam an einem Termin unverzüglich nach Ablauf der Angebotsfrist 

durchzuführen ist (sog. Mehr-Augen-Prinzip).45

                                            
41

 § 38 Abs. 2 UVgO i.V.m. § 7 UVgO. Mit „elektronischen Mitteln“ sind solche Mittel gemeint, die die 
Anforderungen gemäß § 7 Abs. 1 UVgO i.V.m. Abs. 4 i.V.m. den §§ 10 bis 12 VgV erfüllen (u.a. Verschlüsselung, 
kein vorfristiges Öffnen, Datenstempel). 
42

 § 38 Abs. 3 UVgO. 
43

 § 39 UVgO. 
44

 § 40 Abs. 1 UVgO. 
45

 § 40 Abs. 2 UVgO. 
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VIII. Dokumentations- und Bekanntmachungspflichten 

 

Im Anwendungsbereich des nationalen Vergaberechts gelten für Zuwendungsemp-

fänger bestimmte Dokumentationspflichten.46 Danach ist das Vergabeverfahren von 

Beginn an fortlaufend in Textform zu dokumentieren, sodass die einzelnen Stufen 

des Verfahrens, die einzelnen Maßnahmen sowie die Begründung der einzelnen 

Entscheidungen festgehalten werden. Die Dokumentation sollte dabei mindestens 

folgende Angaben enthalten47:  

 die Gründe für die Anwendung der Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnah-

mewettbewerb oder der Verhandlungsvergabe; 

 die Gründe für den Verzicht auf die Vergabe von Teil- und Fachlosen; 

 die Gründe, warum der Gegenstand des Auftrags die Vorlage von Eignungs-

nachweisen erfordert und ggf. warum in diesen Fällen Nachweise verlangt wer-

den müssen, die über die Eigenerklärungen hinausgehen; 

 die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre 

Auswahl; 

 die Namen der nicht berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für 

ihre Ablehnung; 

 den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für die Auswahl seines An-

gebotes; 

 ggf. die Gründe, aus denen der Auftraggeber auf die Vergabe eines Auftrags o-

der einer Rahmenvereinbarung verzichtet hat. 

 

Für institutionell geförderte Zuwendungsempfänger bestehen nach Auftragsvergabe 

zusätzlich die folgenden Bekanntmachungs- und Informationspflichten:  

 Nach einer Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb und nach 

einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb ist für die Dauer von drei 

Monaten über jeden vergebenen Auftrag ab einem Auftragswert von 25.000 Euro 

ohne Umsatzsteuer eine Vergabebekanntmachung im Internet zu veröffentli-

chen.48 

 Unterlegene Bieter und Bewerber sind unverzüglich nach Zuschlagserteilung 

über den erfolgten Vertragsschluss zu unterrichten.49 Auf Verlangen des nichtbe-

rücksichtigten Bieters oder Bewerbers müssen dem Bieter die wesentlichen 

                                            
46

 §  6 UVgO. 
47

 Siehe die amtlichen Erläuterung zu § 6 UVgO (Erläuterungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Ener-
gie zur Unterschwellenvergabeordnung vom 2. Februar 2017, BAnz AT 07.02.2017 B2). 
48

 § 30 UVgO. Projektgeförderte Zuwendungsempfänger sind nach Nr. 3.1 ANBest-P nicht verpflichtet, eine 
Vergabebekanntmachung zu veröffentlichen.  
49

 § 46 UVgO. Die Regelungen zur Unterrichtung der Bewerber und Bieter sind nach Nr. 3.1 ANBest-P für pro-
jektgeförderte Zuwendungsempfänger nicht verpflichtend. 
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Gründe für die Ablehnung seines Angebotes, die Merkmale und Vorteile des er-

folgreichen Angebotes sowie der Namen des erfolgreichen Bieters, und dem Be-

werber die wesentlichen Gründe seiner Nichtberücksichtigung mitgeteilt werden. 

Die Mitteilung hat unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Ein-

gang eines entsprechenden Antrages zu erfolgen. 


